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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich die Verfügbarkeit digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Würt-
temberg in den vergangenen fünf Jahren entwickelt hat (bitte auch nach ihrer 
Kenntnis im bundesweiten Vergleich);

2.	�wie sie die Verfügbarkeit digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Württem-
berg bewertet;

3.	�wie sie die Kommunen über die Dienstleistungsplattform „service-bw“ hinaus 
konkret bei der Bereitstellung digitaler Verwaltungsangebote unterstützt (bitte 
mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maßnahme, der bereitgestellten Lan-
desmittel etc.);

4.	�welche Bedeutung sie der Nutzerorientierung bei digitalen Verwaltungsange-
boten beimisst;

5.	�wie sie die Nutzerorientierung sowie das Nutzungserlebnis digitaler Verwal-
tungsangebote in Baden-Württemberg bewertet (bitte differenziert nach den 
einzelnen digitalen Verwaltungsleistungen sowie nach ihrer Kenntnis im bun-
desweiten Vergleich);

6.	�welche Kenntnisse sie über die Nutzungshäufigkeit digitaler Verwaltungsan-
gebote durch die Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg hat (bitte mit 
konkreter Darstellung der Entwicklung der Nutzungszahlen in den letzten fünf 
Jahren bis heute sowie nach ihrer Kenntnis im bundesweiten Vergleich);
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  7.	�welche Kenntnisse sie über die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürgern 
mit den ihnen zur Verfügung gestellten digitalen Verwaltungsangeboten hat 
(bitte differenziert nach den einzelnen digitalen Verwaltungsleitungen sowie 
nach ihrer Kenntnis auch im bundesweiten Vergleich);

  8.	�welche Hürden es ihrer Ansicht nach bei der Nutzung digitaler Verwaltungs-
angebote gibt (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Hürden);

  9.	�inwiefern eine digitale Nutzungslücke bei der Inanspruchnahme digitaler Ver-
waltungsleistungen durch Bürgerinnen und Bürger besteht;

10.	�welche Maßnahmen sie konkret umsetzt oder vorsieht, um die unter Ziffer 8 
dargestellten Hürden sowie ggf. die unter Ziffer 9 dargestellte digitale Nut-
zungslücke abzubauen (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maß-
nahme, den bereitgestellten Landesmitteln etc.);

11.	�wie sie die E-Government-Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger in Ba-
den-Württemberg insgesamt bewertet;

12.	�inwiefern sie konkrete Maßnahmen umsetzt oder vorsieht, um die E-Govern-
ment-Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg zu 
stärken (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maßnahme, den hierfür 
eingesetzten Haushaltsmitteln etc.);

13.	�wie sie den Bekanntheitsgrad digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Würt-
temberg bewertet (bitte auch nach ihrer Kenntnis im bundesweiten Vergleich);

14.	�welche Maßnahmen sie konkret umsetzt oder vorsieht, um den Bekanntheits-
grad digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Württemberg zu steigern.

6.11.2023

Karrais, Haußmann, Bonath, Brauer, Fink-Trauschel, Fischer, Haag, 
Hoher, Dr. Jung, Reith, Scheerer, Dr. Schweickert FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Digitale Verwaltungslösungen (E-Government-Lösungen) steigern die Verwal-
tungseffizienz und sparen Ressourcen.

Die Ergebnisse des aktuellen E-Government Monitors 2023 zeigen, dass in Ba-
den-Württemberg, Berlin und Bayern die mangelnde Online-Verfügbarkeit von 
Verwaltungsleistungen besonders häufig ein Grund für Unzufriedenheit bei den 
Bürgern ist. Aus Sicht der Bürger insgesamt sind die größten Hürden für die Nut-
zung von E-Government das unvollständige Angebot, die fehlende Bekanntheit 
und die schlechte Auffindbarkeit. 

Nach Auffassung der Antragsteller müssen, damit die Digitalisierung der Verwal-
tung ein Erfolg wird, Online-Dienste bekannter sowie stärker genutzt werden und 
die Zufriedenheit mit dem Nutzungserlebnis steigen. Der Antrag soll daher in Er-
fahrung bringen, was die Landesregierung konkret unternimmt, um die Attraktivi-
tät und damit die Nutzung digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Württemberg 
zu steigern.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 30. November 2023 Nr. IM5-0141.5-517/1/2 nimmt das Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen zu dem Antrag wie 
folgt Stellung:

Vorbemerkung:

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Daniel Karrais u. a. FDP/DVP nimmt Be-
zug auf die Ergebnisse des aktuellen eGovernment MONITOR 2023. Dieser hat 
das Ziel, aufzuzeigen, ob die digitale Transformation der Verwaltung bei den 
Bürgerinnen und Bürgern ankommt und Erfolge erzielt. Er erscheint jährlich seit 
dem Jahr 2010. Der eGovernment MONITOR betrachtet im Studienjahr 2023 
vorrangig Deutschland, Österreich und die Schweiz. Dementsprechend betreffen 
Auswertungen und Schlussfolgerungen in der Studie im Regelfall nicht einzel-
ne Länder der Bundesrepublik, sondern Deutschland im Gesamten bzw. die öf-
fentliche Verwaltung im Allgemeinen. Oftmals liegen in den Auswertungen die 
Stadtstaaten oder die kleinen Flächenstaaten wie das Saarland vorne. Die in der 
Studie angeführten Nutzungsquoten in den Ländern müssen deswegen im jeweili-
gen Kontext betrachtet werden.

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen 
zu berichten,

1.	�wie sich die Verfügbarkeit digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Würt-
temberg in den vergangenen fünf Jahren entwickelt hat (bitte auch nach ihrer 
Kenntnis im bundesweiten Vergleich);

2.	�wie sie die Verfügbarkeit digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Württem-
berg bewertet;

Zu 1. und 2.:

Zu den Ziffern 1 und 2 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Seit dem Jahr 2019 hat sich die Anzahl und die Qualität der verfügbaren digi-
talen Verwaltungsangebote in Form von Onlinediensten auf der landeseigenen 
E-Government-Plattform service-bw von einer Menge im unteren zweistelligen 
Bereich auf inzwischen über 520 Onlinedienste erhöht. Insgesamt hat das Land 
Baden-Württemberg im bundesweiten Vergleich eine Vorreiterrolle eingenom-
men und mit dem Digitalen Schnellbaukasten vergleichsweise früh eine relativ 
einfache Möglichkeit für Behörden geschaffen, ihre Anträge eigenständig zu di-
gitalisieren und hierbei auf Vereinfachung und Standardisierung zu setzen. So-
weit bekannt hat Baden-Württemberg mit die meisten Onlinedienste umgesetzt; 
allerdings zu großen Teilen nicht flächendeckend. Die Flächendeckung, das heißt 
die vollständige Abdeckung aller zuständigen Behörden im Land, ist für die Lan-
desregierung eine besondere Herausforderung. Hauptgrund hierfür ist die kom-
munale Struktur mit vielen kleinen und mittleren Gemeinden: Über die Hälfte der 
Gemeinden haben weniger als 20 000 Einwohnerinnen bzw. Einwohner, fast ein 
Siebtel hat weniger als 5 000 Einwohnerinnen bzw. Einwohner. Insbesondere die 
kleineren Gemeinden verfügen in aller Regel nicht über die notwendigen perso-
nellen Ressourcen und das technische Knowhow. Die Herausforderung besteht 
insbesondere darin, dass die vorhandenen Onlinedienste tatsächlich durch die zu-
ständigen Behörden aktiviert werden. Es bedarf eines umfassenden Transforma-
tionsprozesses hin zu einer digitalen Verwaltung.
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3.	�wie sie die Kommunen über die Dienstleistungsplattform „service-bw“ hinaus 
konkret bei der Bereitstellung digitaler Verwaltungsangebote unterstützt (bitte 
mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maßnahme, der bereitgestellten Lan-
desmittel etc.);

Zu 3.:

Die Landesregierung hat im Dialog mit den Kommunalen Landesverbänden Maß-
nahmen auf den Weg gebracht, um die Kommunen bei ihren Digitalisierungsak-
tivitäten zu unterstützen. Hierzu zählen u. a. Austausch- und Informationsformate 
sowie die bei den Landkreisen geförderten Stellen der E-Government-Koordi-
natorinnen und Koordinatoren (Förderbudget im Landeshaushalt: 8 Mio. EUR), 
die Informationen in die Fläche tragen und die Kommunen gezielt bei Digitalisie-
rungsprojekten unterstützen.

Auf die Beantwortung der Drucksachen 17/4528, 17/4645 und 17/5032 wird er-
gänzend verwiesen.

4.	�welche Bedeutung sie der Nutzerorientierung bei digitalen Verwaltungsange-
boten beimisst;

Zu 4.:

Die Nutzerorientierung hat von Anfang an einen hohen Stellenwert bei allen di-
gitalen Angeboten. Sie soll nicht nur bei der initialen Erstellung berücksichtigt 
werden. Auch bei der Überarbeitung von Onlinediensten soll, sofern vorhanden, 
Nutzerfeedback einfließen.

5.	�wie sie die Nutzerorientierung sowie das Nutzungserlebnis digitaler Verwal-
tungsangebote in Baden-Württemberg bewertet (bitte differenziert nach den 
einzelnen digitalen Verwaltungsleistungen sowie nach ihrer Kenntnis im bun-
desweiten Vergleich);

Zu 5.:

Eine umfassende Evaluierung der Nutzerorientierung sowie des Nutzungserleb-
nisses der Onlinedienste auf service-bw hat zum jetzigen Zeitpunkt nicht statt-
gefunden, weswegen eine differenzierte Bewertung nicht vorgenommen werden 
kann. Die bundesweite Spitzenposition bei den eingerichteten Servicekonten – im 
August 2023 hat service-bw die Grenze von 1 Mio. Servicekonten überschritten 
– verbunden mit der Zunahme der Nutzungshäufigkeit von Onlinediensten (siehe 
hierzu die Stellungnahme zu Ziffer 6) spricht jedoch für eine gelungene Nutzer-
zentrierung, wenngleich diese als Daueraufgabe zu betrachten ist und fortlaufend 
verbessert wird.

6.	�welche Kenntnisse sie über die Nutzungshäufigkeit digitaler Verwaltungsange-
bote durch die Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg hat (bitte mit 
konkreter Darstellung der Entwicklung der Nutzungszahlen in den letzten fünf 
Jahren bis heute sowie nach ihrer Kenntnis im bundesweiten Vergleich);

Zu 6.:

Die Nutzungshäufigkeit digitaler Verwaltungsangebote durch die Bürgerinnen 
und Bürger in Baden-Württemberg wird seit September 2020 erfasst. Im folgen-
den Diagramm ist eine kontinuierliche Zunahme um ca. 110 Prozent zu erkennen.
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Über die Nutzungshäufigkeit digitaler Verwaltungsangebote anderer Länder lie-
gen der Landesregierung keine Zahlen vor. Das Dashboard Digitale Verwaltung 
des Bundes liefert lediglich Zahlen für ausgewählte Dienste, welche mit den lan-
deseigenen Zahlen nicht direkt vergleichbar sind, da sie auf anderen technischen 
Plattformen erhoben wurden.

7.	�welche Kenntnisse sie über die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürgern mit 
den ihnen zur Verfügung gestellten digitalen Verwaltungsangeboten hat (bit-
te differenziert nach den einzelnen digitalen Verwaltungsleitungen sowie nach 
ihrer Kenntnis auch im bundesweiten Vergleich);

Zu 7.:

Zu einem Großteil der Onlinedienste auf service-bw wird freiwilliges Feedback 
der Nutzerinnen und Nutzer über ein Feedbackformular eingeholt. Die Nutzerin-
nen und Nutzer können dabei Bewertungen von 0 bis 5 Sterne abgeben. 0 Sterne 
bedeutet 0 Prozent Zufriedenheit, 5 Sterne bedeuten 100 Prozent Zufriedenheit 
mit einem Onlinedienst.

Es werden sowohl zu vollwertigen Onlinediensten – sog. Standardprozesse und 
Digitale-Schnellbaukasten-Prozesse (letztere sind in der Tabelle als „UNIP“ ge-
kennzeichnet) – sowie zum Universalprozess Basis, der nur in der Kombination 
mit dem Leistungstext auf service-bw einen Antragsprozess abbildet, Feedbacks 
erhoben. Bei der Tabelle gilt es zu beachten, dass Digitale-Schnellbaukasten-Pro-
zesse immer eine Kommune als Namensgeber benötigen. Bei dieser liegt hin-
gegen nicht die alleinige Verantwortung für den Onlinedienst.
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Zu den vollwertigen Onlinediensten wurden folgende Zufriedenheitswerte erhoben:
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Zum Universalprozess Basis wurden folgende Zufriedenheitswerte erhoben:
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Über die Zufriedenheit der Nutzerinnen und Nutzer in anderen Ländern liegen 
der Landesregierung keine Kenntnisse vor, die zu einem Vergleich herangezogen 
werden könnten.
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8.	�welche Hürden es ihrer Ansicht nach bei der Nutzung digitaler Verwaltungsan-
gebote gibt (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Hürden);

9.	�inwiefern eine digitale Nutzungslücke bei der Inanspruchnahme digitaler Ver-
waltungsleistungen durch Bürgerinnen und Bürger besteht;

Zu 8. und 9.:

Zu den Ziffern 8 und 9 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Um die Identität der Antragstellerin bzw. des Antragstellers zu verifizieren und 
Missbrauch zu unterbinden, erfordern viele Onlinedienste eine Anmeldung mit 
der Onlineausweis-Funktion. Der Landesregierung ist bekannt, dass Bürgerinnen 
und Bürger die Onlineausweis-Funktion des Personalausweises noch nicht in je-
dem Fall aktiviert haben oder einsatzbereit vorhalten. Die sog. Nutzungslücke, 
welche im eGovernment MONITOR 2023 definiert wird als „die Lücke zwischen 
dem Anteil der Personen, die eine Leistung benötigen, und dem Anteil derer, die 
diese Leistung dann online genutzt haben“, ist laut dem eGovernment MONITOR 
2023 in Deutschland deutlich kleiner als in den Vorjahren. Darüber hinaus liegen 
der Landesregierung zu Hürden bei der Nutzung von Onlinediensten sowie zur 
Nutzungslücke keine qualifizierten Informationen vor.

10. �welche Maßnahmen sie konkret umsetzt oder vorsieht, um die unter Ziffer 8 
dargestellten Hürden sowie ggf. die unter Ziffer 9 dargestellte digitale Nut-
zungslücke abzubauen (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maß-
nahme, den bereitgestellten Landesmitteln etc.);

Zu 10.:

Für die Landesregierung stellt die Ausweitung des Angebots an nutzerfreund-
lichen Onlinediensten zur Beantragung von Verwaltungsleistungen sowie die Er-
höhung der Flächendeckung im Land das wirksamste Mittel zur Beseitigung der 
digitalen Nutzungslücke dar. Mit der Umsetzung der vom Kabinett beschlossenen 
Maßnahmen, die aus der Rücklage für Maßnahmen zur Umsetzung des Online-
zugangsgesetzes sowie des Registermodernisierungsgesetzes im Doppelhaushalt 
2023/2024 finanziert werden, erwartet die Landesregierung einen Fortschritt beim 
Ausbau des Angebots, insbesondere auch von solchen Onlinediensten, die Ende-
zu-Ende digitalisiert, also an ein Fachverfahren angebunden, sind.

Auf die Beantwortung der Drucksachen 17/4528, 17/4645 und 17/5032 wird er-
gänzend verwiesen.

11.	�wie sie die E-Government-Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger in Ba-
den-Württemberg insgesamt bewertet;

12.	�inwiefern sie konkrete Maßnahmen umsetzt oder vorsieht, um die E-Govern-
ment-Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg zu 
stärken (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maßnahme, den hier-
für eingesetzten Haushaltsmitteln etc.);

Zu 11. und 12.:

Zu den Ziffern 11 und 12 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
Stellung genommen.

Zu den E-Government-Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger in Baden-
Württemberg liegen der Landesregierung keine belastbaren Erkenntnisse vor. 
Darüber hinaus sind zum jetzigen Zeitpunkt keine Maßnahmen zu Stärkung der 
E-Government-Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg 
angedacht.
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13. �wie sie den Bekanntheitsgrad digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Würt-
temberg bewertet (bitte auch nach ihrer Kenntnis im bundesweiten Vergleich);

Zu 13.:

Der Bekanntheitsgrad digitaler Verwaltungsangebote wird nicht gesondert erho-
ben. Der Landesregierung liegen insofern keine Erkenntnisse hierzu im Land so-
wie im bundesweiten Vergleich vor.

14. �welche Maßnahmen sie konkret umsetzt oder vorsieht, um den Bekanntheits-
grad digitaler Verwaltungsangebote in Baden-Württemberg zu steigern.

Zu 14.:

Mit Ausnahme weniger Einzelprojekte, die besonders prominent sind, wie etwa 
das Umsetzungsprojekt zum Onlinedienst für die Kfz-An-, Ab- und -Ummeldung 
(i-Kfz Stufe 4), zu deren Fertigstellung u. a. Pressemitteilungen herausgegeben 
werden, schätzt die Landesregierung die öffentliche Darstellung einzelner Online-
dienste als wenig zielführend ein. Das Land hat keinen Einfluss auf das tatsäch-
liche Angebot der Verwaltungsleistungen in den Kommunen, da diese im Regel-
fall von den kommunalen Vollzugsbehörden eigenverantwortlich aktiviert werden 
müssen. Maßnahmen zur Steigerung des Bekanntheitsgrads von Onlinediensten 
sind aufgrund dessen nicht zielführend. Die Vollzugsbehörden müssen ihr digita-
les Verwaltungsangebot selbstständig bekannt machen. Um die Behörden bei der 
Nutzung der Servicelandschaft von service-bw zu unterstützen, wurden für das 
Jahr 2023 beispielsweise insgesamt sechs Webinare geplant, fünf davon bereits 
umgesetzt und über mehrere Kanäle, darunter auch die Digitalakademie@BW, 
beworben.

Auf die Beantwortung der Drucksache 17/4528 wird ergänzend verwiesen.

Strobl
Minister des Inneren, 
für Digitalisierung und Kommunen
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